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hang zwischen der Höhe oder der Veränderung der Fiskalquote 

und dem Wirtschaftswachstum darstellen, weil die «kausale 

Dichte» zu grossist, also eine Fülle anderet Faktoren eine Rolle 

spielt, etwa die Art der Besteuenulg oder der Entwicklungsstand 

einerVolkswirtschaft. ~inesjedoch ist gewiss: das Leistungsange~ 

bot des Staates entspricht nicht dem, was auf einem freien Markt 

angeboten würde, es entspricht bestenfalls zu einem Teil der 

Nachfrage der Bürger nach solchen Leistungen. Dieses Angebot ist 

vielmehr ein AbbildderpolitischenDurchsetzungskraft gut orga­

nisierter Sonderinteressengruppen, diemanchmalvorgeben,das 

grössere Ganze zU vertreten, ,manchmal aber au.ch relativ hem:.. 

mungslos ihre eigenen Anliegen auf die Fahnen schreiben ...:cauf 

Kosten aller anderen. Wo bitte ist hier die Diktatur des Marktes? 

Umverteilungzulasten ,kommender Generationen 

Seit einigen Jahren ist die hohe Staatsquote nun relativ stabil 

geblieben; von Staatsabbau, der liberalen Reformengerneange­

dichtet wird, 'kann nicht die Rede sein: Die'Schuldenbremse auf 

Bundesebene, diewichtigstefinanzpolitis'che Errungenschaft seit 
Jahrzehnten, ,die die Forderung,des.Weissbuchs nach,einem an­

haltenden Rechnungsausgleich aufnahm und im Jahr2003einge.,. 

führt wurde"hat hierzu,wohl einen Beitrag geleistet. Doch ,das 

vordergründige Bild täuscht: 'Weil ,Steuererhöhungen zu sichtbar 

wären (besonders bei der 'EinkOmmenssteuer), ,neigt die ,Politik 

dazu, ihre Umverteilungslustvermehrtüber den Um':Vegder So:" 

zialvetsicherungen auszuleben, "allem voran in der Altersvor­

sorge. Dies geschieht hauptsächlichzulasten künftiger Generatio­

nen, die noch nichts zusagen haben. 

Die Zutückdrängung der privaten Verfügungsgewalt zuguns­

zent-Grenze plus/minus erreichen. Dennoch wäre dIes keine 

finanziell nachhaltige Lösung: Gemäss einerSimulation ,der Uni­

versität FreiburgL Br. fürdieUBS würde damit die impliziteVer­

schuldung ,der 'öffentlichen Haushalte zwar deutlich"reduziert ­

aberdashiesse, dass immer noch eine Verschuldung von :soo 

Milliarden , Franken bliebe? Solch massive Schulden nicht für 

zukunftsträchtige Investitionen, sondern allein zur Finanzierung 

heutigen Konsums 'sind nicht nur Diebstahl an unseren Enkeln, 

sondern haben vor allem nichts mit Marktorientierung zutun. 

Wachsende Bürokratie 

Noch mehr als eine hohe FiskalquoteengenRegulierungen 

die Menscheninden modernen Gesellschaften ein. Regulierun­

gen verursachen Kosten,die für dieAllgemeinheitkaumsichtbar 

sind unddeswegell'wenigerWiderstand auslösen. Statt ,mitdem 

abgeschöpften'Geld selbst aktiv 'zuwerden, ,zwingt der Staat seine 

Bürger zu bestimmten Handlungen, sei ,es mit übergenauenRech.,. 
nungslegungsvorschriften, ,schlecht durchdachten Emissions­

standards für Autos, einer FüUevon technischen Geboten und 

Verboten, etwa für Glühbirnen; bderdiversen :unüberSchaubaren 

Bauvorgaben. 

"Was das alles ,kostet, kann man nur erahnen. Ein Bericht des 

Staatssekretariats für Wirtschaft ·(Seco) • bezeichnet , die Bereiche 

Rechnungslegung· und 'Revisionsao.fsichtals ,jene mit den höchs-:­

ten Regulierungskostenfürdie WirtschafLSiesoUenbei 'der 

Rechnungslegung 10 Prozent an den Gesaffitausgabenvonll,S 

Milliarden Franken ausmachen '"'- die restlichen Kosten würden 

freiwillig eingehen, weil die Rechnungslegung für alle Unterneh­

men von zentralerBedeutungseL Bezeichnend ist, dass gemäss 

tendes Staates verlagert sich somit von der Steuerpolitik zuneh- , einer Umfrage die Finanzchefsgrosserer Unternehmungen die 

mend auf das komplexe Gebiet der Sozialversicherung ,- undwird 

damit wenigersicht- .bzw. greifbar. Und jener Teil der Zwangsab­

gaben, der durch dieSchuldenbremse diszipliniert wird,wirctim:' 

mer kleiner, wodurch die Wirksamkeit der ,Schuldenbremse 

schleichend abnimmLEs geht hier um grosse Summen: Der Finan­

zierungsbedarf der ·öffentlichen.pensionskassen ist beträchtlich; 

2013 betrug er alleinJür diek~ntonalen~ensionskassen, fürdte 

zuverlässige ' Z?-hleh vorliegen, 44 Milliarden Fral!Ken. Das ', ergibt 
pro einzelnen Versicherten (Aktive und Rentner) imDurchschnitt 

einen Fehlbettag yOii"69 000 Franken; wobei die regionalenUn­

terschiede ,erheblichSirid. Del1 :Genfet Staätsangestellten fehlen 

beispielsweise pro Kopfsogarr74 000 Franken}>~ 

Bisher sind die Lohnbeit:rägefür ,die Sözialversidierungen 

konstant gebliebe~, doch angesichts derwachsehdenimpliziten 

Verschuldung dürfte sich diesändern,zumal die Erhöhung 'des 

Rentenalters in der Schweiz , ei~ Tabu "zu ,. bleibenscheinLDie 

Reform der Altetsvorsorge 2020 siehreinenAnstieg der Lohnbei­

träge fÜr die 2. Sä~le ~on 2,S MilliardenFranken oderrund,S Pro­

zent vor. Für die AHV sind weitere 4 Milliarden pro ,Jahr vorgese­

hen, dank einer Erhöhung der Mehtwertsteuersätze Ull12 Pro­

zentpunkte. Die erweiterte Fiskalquote würde damit die so-Pro­

jährliche Revision vor allem unter dem Aspekt der Erfullung ge­

setzlichet undregulatorischer Anforderungen sehen.;... und nicht 

als Dienst an den Investoren des Unternehmens.3 

Gemäss dem Bürokratiemonitor des Seco schätzenS4 Prozent 

der Unternehmen die Belastung dnrchRegulierungenals hoch 

ein. Diese Belastung ist nicht etwa nur «gefühlt», wiees 'in 'den 

Mainstreammedien gerne heisst: Zwischen 2004 und 2014ist, wie 

AvenirSuisse kür~lichgeze!grhat, alleiu 'derUmfangder Erlasse 

aufBu11desebeneNonS4?OnSeitenaufüber '67000Seitengestie­
gen.4 Soüberra'schtes ,nicht,dass das World 'EconomicForum 

(WEF) mit Blick auf das Kriterium .«Bnrden ofgovernmeIjtregula­

tidn» in den letzten fuhflahren eine Verschlechterung der 

Schw~iz von Rang 11 aufRang 17konstatierLBeiIIlebenfallsstark 

auf Regulierun,genausger~~llteten., Weltbank- Indikator «Ease of 

doing business»ist die5chweiz gar von Rangll(imlahr 200S) auf 

. Rang29 (2014) a.bgesfiegen.Ganz schiechtschneidet das Land bei 

Bauregulierungen ab. fIierist es . im Rankirig der Weltbank zwi­

sehen 2008 und 2~:n4 von Rang 28 auf Rang s8 zurückge,fallen. 

Eine beachtliche Leistung - im negativen Sinne. 

Weniger sichtbar, aber vielleicht nochmehrfreiheitseinen­

gend- ähnlic:h den Fäden, mit denen Gullivervon den Liliputa­
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nerngefesselt wurde -sindjene Regulierungen, mit denen die 

Konsumenten( -innen) und Bürger(innen) unmittelbarkonfron­

tiert werden, etWa beim «Konsumentenschutz» (eher ein Schutz 

gewisserProduzenten zulasten der Verbrauchet) und im Umwelt­

und Energiebereich, wo ,der Einfluss der staatlichen Bürokratie in 

den letzten Jahrzehnten am meisten erweitert wurde. Munter 
wurden Standardsfür-die Energie effizienz von Waschmaschinen, 

Trocknern, Backöfen,Bürogeräten; Set-Top-Boxen, elektrischen 

Motoren, TV-Geräten, Computerservern, Kühlschränken oder 

Autos festgelegt. Dabei geht es nicht nur um das Wohl der Umwelt 

oder, wie Behörden gerne (den Jargon der Ökonomen nachah­

mend) sagen, um die Reduktion von «negativen externen Effek­

tem> . Die durch diese Regulierungen den Konsumentenaufgebür;.. 

deren Kosten übersteigen nämlichden vermiedenenUmweltscha­

den oft um ein Vielfaches. Dahinter steckt vielmehr der grund~ 

sätzlicheZweifel der Behörden am gesunden Menschenverstand 

undander Mündigkeit der Konsumenten. So hat etwa die Dachor­

gariisalion der KonsumentenschütZer Eutopas(BEUC)der EU­

Kommission wärmstensempfohlen, die CO 2-Emissionsgrenz­

werte für Personenwagen drastisch zu verschärfen, damit «die 

Konsumenten vor weiteren Anstiegen der Benzinpreisegeschützt 
werden köhnen» ; MitderEinführung desCassis;.;de __ Dijon-'Prin­

zips im Jahr2010,das ,in vielen Bereichen ausländische technische 

Vorschriften den schweizerischen gleichstellt und damit den 

Wettbewerbvetschärft, hat die Schweiz zunächst denvielen eige­

nenRegulierungen etwas die Schärfe genommen. Dass derNatio-

Steuer und Fiskalquote der Schweiz in Prozent 
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nalratnun dieses :'PrinZip fürLebensmittel wiedet aufheben 

möchte,kommt einem ,gravierendenSchritt wegvom Markt gU~ich 

und schädigtvor allem die schwächeren Haushalte ·gerade · in , ei­

nem Moment,indem sieunler dem hohen Frankenkurs ächzen. 

Trotz Kosten und Freiheitseinengung herrscht im:Bereich der 

Regulierung besondersausgeptägler Reformwiderstand: Spätes­

tens seit derFinanzkrisegill eS als anerkanntes Dogma, dass der 

Markt ohne weitgehende Regulierung nur zu Exzessen, zuUnmo­

ral und ,zu unfairen Ergehnissenführenkann (dies ungeachtet der 

Tatsache, dass es genaubestimmte Regulierungen waren, die die 

Krise erst ermöglichten). Die Begriffe Überregulierungund Büro,. 

kratisierung ' sind ,auf dem Radar der Medien und der Ökonomen 

weitgehend verschwunden. Wer heute die Bürokratie kritischer­

wähnt, riskiert, als Ewiggestriger abgestempelt zu werden. Auch 

beIm breiten Publikum steht das Thema nichttnehraufderPriori;: 

tätenliste, wie die FDP am eigenen Leib spürenmUSSle, als sie 2011 

mit ihrer Initiative · «Bürokratie;';Stbpp» die nötige ZahLan U nter­

schriften v~rpasste.Dasisl wohl Ausdruck desZeitgeistes . Deran 

der London Schoolof Economicslehrende Anthropologe ,David 

Graeber meinte unlängst i n seinem Buclr«The Utopia ,of.Rules» 

nonchalant, aber in der Sa.che richtig, die Bürokratie sei so sehr 

Teil des .sozialenGefüges ,geworden, dass die Bü'rgergar nicht 

mehrdarübei nachdächten. , 

Mehr; als nur etwas reguliert, sondern dem Zusammenspiel 

vonAngebotundNachfrage . weitgehend entzogen ist der · Miet­

wohnungsmarkt. Hierkannmän gut sehen, dass dies auch höchst 

KontinuierlicheZunahfne der ReguliE:~rurigeh 
(kumulierte'An zahl Seiten) 
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fragwürdige Verteilungswirkungenhat. Seit der Jahrtausend"'­

wende hat die Nachfrage nach städtischem Wohnraum stark zu~ 

genommen; Boden ist in den Zentren knapper geworden. In einem 

normal funktionierenden Markt würden die Mieten diese Knapp.:. 

heit signalisieren. Nicht so in derSchweiz, denndiese Periode fiel 

zufälligerweise mit einer langen Phase fallender Zinsen zusam­

men' und hierzulande koppelt eine gut gemeinte Regel die Mieten 

, an die Hypothekarzinssätze - ein Unikum in Europa. Während 

Mieten und Immobilienpreise von Neubauten durch die Decke 

gehen, bleiben dieWohnkostenfür Altmieter unverändert. Diese 

stellen diegrosse .Mehrheit der Bevölkerung dar - gemäss einer 

Analyse der ZKB sind 201489 Prozent der Schweizer Haushalte in 

der gleichen Wohnung verblieben.5 Und sie haben einen starken 

ökonomischen Anreiz, ihre Wohnung, auch wenn sie inzwischen 

vielleicht zu gross geworden ist oder sonstwie den 'Bedürfnissen 

nicht mehr entspricht, nur ja nicht zu verlassen. Je mehr Woh­

nungen dem Markt faktisch entzogen werden, desto stärker wird 

der Aufwärtsdruck bei den auf dem Neuvermietungsmarkt ange­

botenen Wohnungen: 

Junge und mobile Haushalte haben das Nachsehen""'".siemüs­

senvielhöhereMieten zahlen, als wenn der «Wohnungsmarkt» 

tatsächlich ein MarkLwäre,sie müssen sich gedulden,arrangie­

ren,im Platz massiveinschränken,pendeln.und trotz Umzugs­

wunsch auf einen Umzug verzichten. Diesen durch massive Ein­

griffe in den Markt erzeugten Teufelskreis .. machensich die An'" 

ihänger der «Sozialisierung» des Immobilienmarktes zunutze: .Der 

Anteil der Beschäftigen im öffentlichen Sektor 
am Total aller Beschäftigten (Vollzeitäquivalente) in Prozent 
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.gemeinnützige Wohnungsbau wird weiter ausgebaut; ,der Anteil 

des halbwegs freien Marktes im Immobiliensektor sinkt weiter, 

die Mieten im freien Segment steigen dadurch noch stärker, .. und 

gleichzeitig wachsen Anteil und Einfluss jener, die von :dieser 

«Gemeinnützigkeit» profitieren. Es drohen gefrorene Städte,in 

denen sich langj ährige Mieter wie Eigentümer verhalten, ohne die 

Risiken tragen zu müssen. In Genf ist dies schon Realität: Mittler­

weile liegt die Umzugshäufigkeit dortauf.dem Niveau des, Kan­

tons Glarus und tiefer alsim,ländlichen Jura. 

Nur wenige wirklich freie Preise 

Mietpreise sind nur ein Beispiel, wo nicht das Zusammenspiel 

von Käufern und Verkäufern, sO,ndern der langeArm des .Staates 

schliesslichdie Preise bestimmt.oderzumindest beeinflusst. Wo 

aber die Preise nicht frei sind, herrscht kein freier Markt. Ein be­

sonders krasser Fall ist die ' Landwirtschaft. Schätzungen zeigen, 

dass der Agrarsektorin der Schweiz mittlerweile eine negative 

Wertschöpfungaufweist, also mehr Ressourcen verbraucht,als er 
schafft - :und .diessogar unter BerÜCksichtigung der «Dienste an 

der Allgemeinheit» wie dem Landschaftsschutz.6 :Auch im Ge­

sundheitswesen, indemdie ·· Zunahme der Beschäftigung in den 

letzten Jahren besonders gross war und das daher zur Ausdeh­

nung des öffentlichen Sektors wesentlich beigetragen hat, wer­

den die Preise abseits des MarkteS festgelegt. 

Wo nicht ganze Branchenin ihrer Preisbildunggegängelt wer­

den, wird der Endverkaufspreismeistzumindest durchidie Steu-

Nachhaltigkeit der öffentlichen Haushalte (2011) 
Vermögen und Schulden der öffentlichen Ha.ushalte 
inkl. Krankenkassen,Angaben inProzentdes BIP* 

Vermögen Sfaatschulden 

240% 

200% 

160% 

120% 

80% 

40% 

0% 

NachhalÜgkeitslücke 


- Explizites Vermögen 

Implizite Staatsschuld 
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Quelle: UBS 


• Annahme implizite Staatsschuld: Produktivitätswachstum=l%; Zinssatz=2%, 
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ern und Zölle beeinflusst. Nicht nur die Mehrwertsteuer, sondern 

auch Abgaben wie Tabaksteuer, Stempelsteuer., Mineralölsteuer 

oder die 'leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) zei.:. 

gen 'den staatlichen Einfluss. Etwas weniger offensichtlich ist der 

indirekte Einfluss des Staates durch technische Handelshemm­

nisse. Sie verteuern unsere Produkte 'im Vergleich zum Ausland 

deutlich. Gemäss Economiesuisse wird insgesamt mehr als die 

Hälfte der ·Preise 'direkt oder indirekt durch staatliches Handeln 

geprägt: auch hier von'einem Diktat des Marktes keine Spur.? 

DieMensehen, nicht der Markt 

Kürzlich befragte der englische Wirtschaftsjournalist Tim Har­

ford ein Panel von prominenten Mainstreamökonomen zu. den 

dringendsten wirtschaftspolitischen Problemen Grossbritanniens 

(und ihren Lösungen). Mit Erstaunen stellte er fest, dass keiner die 

Bürokratie anprangerte, Steuersehkungen vorschlug oderden Frei-' 

handel auch nur am Rande erwähnte. Man kann dies verschieden 

deuten. Zum einen könnte man unterstellen, esgebeoffensichtlich 

keine Probleme mit Regulierung, wucherndemSteuerstaat und 

Protektionismus. Zum andern aber kann manvermuten,dass selbst 

torischen Gründen teilweise in staatlichem Eigentum befinden, 

hochgradig.reguliettoderparastaatlich organisiert sirtd. 

Freiwilligkeit stattZwang 

Woher rührt dieweit verbreitete Empörung über die angebli­

che Dominanz des Marktes? 'Liegtdemlatsächlich nur ungenü­

gende Kenntnis überdiemarktferne Organisation so vieler Märkte 

zugrunde? Das mag ein Teil derErklärung sein. Noch mehr hat das 

Zerrbild des alles' diktierendenMarktes aber mit einer Art Vet­

dinglichung zu tun. Der Markt habe nicht immer recht, hört man 

immer. wieder, so als ob der Markt eine handelnde Person sei, die 

recht oder unrecht haben könne. Dabei ist der Marktnichtsande­

res als das Zusammenspiel von oft nur einigen, meist aberunzäh­

ligen Menschen, die sich in der Regel nicht kennen, die autonom 

entscheiden und die damit die Marktergebnisse, die Preise der 

Güter, die Mengen und Qualitäten, die angeboten und nachge-' 

, fragt werden, produzieren. Dahinter steckt kein Mastermind. 

Marktergebnisse kommen, gemäss der berühmten Formulierung 

Adam Fergusons, «by human action, not by human design» zu­

startde.Märktesirtd Verbindungen von Menschen, die handeln. Es 

derZunft der Ökonomen, die in ihrer Mehrheit marktwirtschaftlich . sind Menschen, die gierig 'sind oder gar unrnoralisch,aber viel­

undstaatsskeptisch eingestellt ist, 'derKompass abhanden gekom­

men ist. Unsere Betrachtungen haben gezeigt, dassmitgrösster 

Wahrscheinlichkeit letzteres ·zutrifft.We1che Indikatoren .man 

auch nimmt- das Private, Individuelle, der Markt, aufdem sich ein 

privates Angebot und eine freie ' Nachfragetreffen, . ist alles ·' andere 

als dominant. Unregulierte Bereiche gibt es kaum, gänzlich freie 

Preise ebenfalls nur wenige, viele Sektoren sind staatsnah oder 

parastaatlich und verstärken damit den öffentlichen Sektor im en­

geren Sinne, also die öffentliche Verwaltung. Gegen die Hälfte des­

sen, was wir Jahr für rahr erwirtschaften, liefern wir dem Staat und 

den Sozialversicherungen ab, auf dass sie damit Dinge tun, die wir 

vielleicht für wichtig halten, vielleicht aber auch nicht; aufdass sie 

Umverteilungbetreibertoder dass sie unserGeld anlegen, um es 

uns dann später wieder einmal in Form von Renten zurückzugeben. 

Und über die Jah~zehnte hinweg, seit den Wirtschaftswunderjah­

ren nachdem Zweiten Weltk"rieg, ist das Private, der Markt, zu­

gunsten ' des Öffer:tlichen, des Staates, in geradezu drastischem 
Masse . zurückgedrängt worden, auch wennfaktenresistente Me­

dien weiterhin das Gegenteil erzählen. 

Diese Ehtwicklung ist in den letzten ls Tcihren vielleiCht Weni­

ger sichtbargewesetl äls zuvor, aber siehatnichtaufgehört.Wäh­

rend nämlich die Staatsquote und die Fiskalquote, die bis zut}ahr­

tausendwengegewachsen sind,seither ipraktisch stagnieren -:­

aber nicht zurücI~g~p.~n -, nimmt die RegtlH~~ungweiter zUrauch 
deSWegen,weli(;:~l~sYViele Marktwirtschaftet glauben; es müsse 
alles Mögliche 'vg~ t~:~hnokratischen, aber letztlich döch staatli­

chen Aufsichtsbehörden geregelt und überwacht , we,rde,n.Eben­

falls weniger sichtbar als ein Anstieg der Staatsqtiote ist das über­

proportionale Wachstum jener Bereiche derWirtschaft' wIe Ge­

sundheit, Bildung, Medien, Verkehr oder Energie, die sich aus his-

leicht auch besonders grosszügig, einfühlsam und erfinderisch. 

Wer Markt sagt, sagt zugleich Individuum und Freiwilligkeit. 

Wer Staat sagt, sagt zugleich Kollektiv und Zwang. Natürlich sind 

Märkte dynamisch, ein permanenter Such- und Entdeckungspro.:. 

zess.Das ist zuweilen anstrengend, weil die produktive Unruhe 

des Marktes vom einzelnen beträchtliche Anpassungsleistungen 

verlangt- abet das Schöne daran iSt, dass die Menschenüber eine 

Vielfalt von Produkten, pieristleistungen, Lebensverbesserungen 

und -erleichterungen verfügen können. Je mehr Kaufkraftabge­
schöpft wird, jemehr reguliert wird, desto weniger bleibt fur den 

einzelnen zu entscheiden - desto eher entscheiden andere an sei­

ner statt. Der erste Schritt auf dem Weg zur Veränderung ist'Er­

kenntnis. Sie lautet: Wir leben nicht in ungezügelten Marktwirt­

schaften. Die Fakten sprechen eine andere Sprache. 
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